
Gesetzblatt Teil I Nr. 7 — Ausgabetag: 10. März 1986 63

§11
(1) Der Bezirksausschuß der Nationalen Front der DDR 

und der Bezirksvorstand des FDGB leiten die Wahlvorschläge 
dem Bezirkswahlbüro zur Prüfung des Vorliegens der ge­
setzlichen Voraussetzungen zu. Nach erfolgter Prüfung wer­
den die Wahlvorschläge dem Bezirksausschuß der Nationa­
len Front der DDR oder dem Bezirksvorstand des FDGB 
zurückgegeben.

(2) Führt die Überprüfung der Wahlvorschläge zur Ab­
lehnung eines Kandidaten, benennt der Bezirksausschuß der 
Nationalen Front der DDR oder der Bezirksvorstand des 
FDGB einen neuen Kandidaten. Das gilt entsprechend, wenn 
ein Kandidat aufgrund von Einwendungen der Bürger aus­
scheidet.

§12
(1) Der Bezirksausschuß der Nationalen Front der DDR 

und der Bezirksvorstand des FDGB fassen die Wahlvor­
schläge zu Vorschlagslisten zusammen. Die Vorschlagslisten 
haben folgende Angaben zur Person der Kandidaten zu ent­
halten: den Familiennamen, den Vornamen, das Geburtsda­
tum, den Wohnort, die berufliche Tätigkeit, die Arbeits­
stelle und die demokratische Partei oder Massenorganisa­
tion, die den Kandidaten vorgeschlagen hat.

(2) Der Bezirksausschuß der Nationalen Front der DDR 
legt die Vorschlagslisten beim Rat des Bezirkes, beim Be­
zirksausschuß der Nationalen Front der DDR und beim Be­
zirksgericht zur öffentlichen Einsichtnahme für die Dauer 
von 1 Woche vor der Einreichung der Vorschlagslisten aus. 
Im gleichen Zeitraum wird die Vorschlagsliste der Schöffen­
kandidaten für Arbeitsrecht beim Bezirksvorstand des FDGB 
ausgelegt.

(3) Der Bezirksausschuß der Nationalen Front der DDR 
und der Bezirksvorstand des FDGB reichen die Vorschlags­
listen und die Wahlvorschläge bis zum 3. Juni 1986 beim Vor­
sitzenden des Rates des Bezirkes ein.

§ 13
(1) Die Schöffen der Bezirksgerichte werden gemäß § 46 

Absätze 3 und 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes, den Festle­
gungen des Beschlusses des Staatsrates der Deutschen Demo­
kratischen Republik vom 4. Dezember 1985 über die Durchfüh­
rung der Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen der 
Bezirksgerichte im Jahre 1986 und der Wahlordnung ge­
wählt. Soweit sich hieraus keine weiteren Anforderungen 
ergeben, wird die Wahl sowie die Feststellung des Wahler­
gebnisses nach der für die Beschlußfassung des Bezirkstages 
geltenden Geschäftsordnung bestimmt.

(2) Die Wahl der Schöffen durch den Bezirkstag erfolgt 
durch Abstimmung über die Vorschlagslisten des Bezirks­
ausschusses der Nationalen Front der DDR und des Bezirks­
vorstandes des FDGB.

(3) Die Listen der gewählten Schöffen und die Wahlvor- 
schläge sind vom Vorsitzenden des Rates des Bezirkes dem 
Leiter des Bezirkswahlbüros zu übermitteln.

§ 14
(1) Die Verpflichtung der gewählten Schöffen gemäß § 49 

des Gerichtsverfassungsgesetzes . erfolgt durch den Direktor 
des Bezirksgerichts innerhalb von 4 Wochen nach ihrer Wahl.

(2) Die Schöffen erhalten über ihre Wahl eine schriftliche 
Bestätigung.

IV.

Schlußbestimmungen

§ 15
(1) Dieser Beschluß tritt am 21. Februar 1986 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt der Beschluß des zentralen Wahlaus­

schusses vom 20. März 1981 über die Wahlen der Direktoren,

Richter und Schöffen der Bezirksgerichte im Jahre 1981 
— Wahlordnung — (GBl. I Nr. 9 S. 102) außer Kraft.

Berlin, den 21. Februar 1986

Der Vorsitzende des zentralen Wahlausschusses 
für die Leitung der Wahlen der Direktoren,
Richter und Schöffen der Bezirksgerichte

I. V.: Dr. K e r n

Verordnung 
über die Zentrale Verpackungsinspektion

vom 13. Februar 1986

Die Sicherung wachsender Leistungen der sozialistischen 
Volkswirtschaft erfordert eine planmäßige Entwicklung der 
VerpackungsWirtschaft sowie den rationellen Einsatz der Ver­
packungsmaterialien in allen Zweigen und Bereichen der 
Volkswirtschaft.

Zur Durchsetzung und Kontrolle der sich daraus ergeben­
den Aufgaben und Verantwortung wird folgendes verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Aufgaben und die Arbeits­
weise der Zentralen Verpackungsinspektion, sie gilt für
— Staatsorgane,
— Kombinate und Betriebet wirtschaftsleitende Organe, Ge­

nossenschaften und Einrichtungen (nachfolgend Betriebe 
genannt).

(2) Für Lieferungen und Leistungen an die bewaffneten Or­
gane und die Staatliche Verwaltung der Staatsreserve gelten 
die dafür erlassenen Rechtsvorschriften.

Stellung und Aufgaben
§ 2

(1) Die Zentrale Verpackungsinspektion ist das Kontroll­
organ des Ministeriums für Glas- und Keramikindustrie zur 
Durchsetzung der ihm übertragenen Verantwortung zur 
volkswirtschaftlichen Koordinierung und Kontrolle der Ver- 
packungswirtschaft, der effektiven Produktion und des ratio­
nellen Einsatzes von Verpackungswerkstoffen, -mittein, 
-hilfsmittein aus Papier, Karton, Pappe, Glas, Plaste, Metall, 
Holz und Textil (nachfolgend Verpackungsmaterialien ge­
nannt) und Verfahren auf dem Gebiet der Verpackung.

(2) Die Zentrale Verpackungsinspektion verwirklicht ihre 
Aufgaben in Durchführung der Beschlüsse der Partei der Ar­
beiterklasse, der Rechtsvorschriften, anderer staatlicher Fest­
legungen zur Verpackungs Wirtschaft und der Weisungen des 
Ministers für Glas- und Keramikindustrie.

(3) Die Zentrale Verpackungsinspektion wird von einem 
Stellvertreter des Ministers für Glas- und Keramikindustrie 
geleitet.

§3
(1) Die Zentrale Verpackungsinspektion erarbeitet unter Be­

teiligung der zuständigen zentralen Staatsorgane langfristige 
Konzeptionen für die Entwicklung der Verpackungswirtschaft 
und die dazu notwendigen Entscheidungsvorschläge zur Ein­
ordnung der Aufgaben in die Fünfjahrpläne und Jahresvolks­
wirtschaftspläne. Sie koordiniert im Auftrag des Ministers 
für Glas- und Keramikindustrie die Ausarbeitung der Haupt­
richtungen für die Entwicklung der Produktion und den ra­
tionellen Einsatz der Verpackungsmaterialien sowie die zu 
ihrer Verwendung einzusetzenden Technologien. Sie kontrol­
liert die Durchführung der beschlossenen Konzeptionen zur 
Entwicklung der Verpackungswirtschaft und nimmt aktiven 
Einfluß darauf, daß volkswirtschaftlich effektive Lösungen 
erreicht werden.


